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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Watenstedt-Salzgitter 

- Nrn. 254, 688, 653, 1077, 1220 der Drucksachen - 

Bezug: Ihr Schreiben vom 28. Juli 1950. 


Unter Bezugnahme auf den mir mit Ihrem vorgenannten Schreiben 
zur Kenntnis gebrachten Beschluß des Bundestages in seiner 
81. Sitzung teile ich Ihnen folgendes mit: 

zu 1): Die vom Bundesminister für Wirtschaft eingeleiteten Unter- 
sudbungen haben ergeben, daß durch erhöhte Abrufe der 
Ruhrhütten von Buderus und der Ilseder Hütte im August 
1950 eine Erhöhung der Förderleistung von 200000 t auf 
300 000 t erfolgte und daß im September mit einem wei- 
teren Anstieg auf 310 000 t zu rechnen ist. Hiermit ist die 
Grenze der Durchsatzkapazität der Naßaufbereitung der Erz- 
bergbau Salzgitter m. b. H. erreicht. Die Förderung von Roh- 
erz ist damit von Mai bis August 1950 von 191 840 t auf 
302 680 t gestiegen. In der gleichen Zeit hat sich die Zahl 
der Arbeiter von 3 370 auf 3 531 erhöht. Die zusätzlich be- 
nötigten Arbeitskräfte sind aus dem Arbeitsamtsbezirk Waten- 
stedt-Salzgitter gestellt worden. 

zu 2): Die Kreditempfehlungsliste für sonstige förderungswürdige 
Objekte im Gebiet Watenstedt-Salzgitter ist Gegenstand 
eingehender Verhandlungen zwischen dem niedersächsischen 
Wirtschaftsministerium, den Reichswerken, der Stadt Waten- 
stedt-Salzgitter und der Wirtschaftsvereinigung Watenstedt- 
Salzgitter e. V. gewesen. Die zwischen den beteiligten Stellen 
bereinigte Liste wird dem Bundesminister für Wirtschaft bis 
Ende Oktober zugeleitet. Der Bundeswirtschaftsminister wird 
die Liste nach Überprüfung dem Ausschuß für Wirtschafts- 
politik des Bundestages vorlegen. Der Bundesminister für 
Wirtschaft ist bemüht, die Projekte aus dem Raume Waten- 
stedt-Salzgitter, soweit es sich volkswirtschaftlich vertreten 
läßt, im Rahmen der allgemeinen Investitionspolitik vor- 
dringlich zu berücksichtigen. 
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zu 3): In der Sitzung des Ausschusses für Wirtschaftspolitik des 
Bundestages vom 21. Juli 1950, in der der vorgenannte Be- 
schluß ausgearbeitet wurde, erklärte sich der niedersächsische 
Finanzminister bereit, bis zur Auflegung einer kommunalen 
Anleihe der Stadt Watenstedt-Salzgitter eine Zwischenfi- 
nanzierung durch Begebung von mittelfristigen Sdiatzwech« 
sein in Höhe von 8,74 Millionen DM zur Durchführung des 
kommunalen Erstausstattungsprogramms zu ermöglichen. Die 
Zins- und Tilgungsbeträge sollten gegebenenfalls vom Lande 
übernommen werden. Inzwischen hat sich ergeben, daß die 
Finanzierung des Programms in der vorgesehenen Weise nicht 
durchgeführt werden kann und zwar aus folgenden Gründen: 

a) Die Stadt Watenstedt-Salzgitter ist nicht bereit, eine kom- 
munale Anleihe über den Betrag von 8,74 Millionen DM 
aufzulegen und die Verpflichtung aus dieser Anleihe zu 
übernehmen. 

b) Der Niedersächsische Minister des Innern als kommunale 
Aufsichtsbehörde ist nicht bereit, die Genehmigung zur 
Auflage der kommunalen Anleihe durch die Stadt Waten- 
stedt-Salzgitter zu erteilen, da die wirtschaftliche Lage der 
Stadt Watenstedt-Salzgitter die Auflage dieser Anleihe 
unmöglich mache. 

c) Der Niedersächsische Finanzminister erhebt ebenfalls Be- 
denken gegen die Auflage der kommunalen Anleihe durch 
die Stadt Watenstedt-Salzgitter, da bereits ohne diese 
Verpflichtung Beträge von über 2 Millionen DM zusätzlich 
der Stadt aus Landesmitteln zur Verfügung gestellt würden. 
Es sei bei der Finanzlage des Landes Niedersachsen nicht 
möglich, auch noch die Verpflichtung aus der kommunalen 
Anleihe, insbesondere den Zinsendienst, zugunsten der 
StadtWatenstedt-Salzgitter vom Lande aus zu übernehmen. 

d) Der Niedersächsische Minister der Finanzen vertrat auf 
Grund dieses Sachverhalts die Auffassung, daß eine Zwi- 
schenfinanzierung durch Schatzwechselkredite an das Land 
Niedersachsen nicht mehr möglich sei. Im übrigen wies 
er darauf hin, daß das Land Niedersachsen auch bei 
anderer Sachlage nicht bereit und in der Lage sei, 
Schatzwechselkredite in der Höhe von 8,74 Millionen DM 
zusätzlich zu übernehmen. 
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Zur Übernahme der Kosten durch den Bund sieht sich der 
Bundesminister der Finanzen aus finanzverfassungsrechtlichen 
Gründen nicht in der Lage. Der Bundesminister der Finanzen 
hat jedoch im § 9 des Gesetzentwurfs über den Finanz- 
ausgleich unter den Ländern im Rechnungsjahr 1950 durch 
den Einbau des Elements der Dauerarbeitslosigkeit Sonder- 
zuweisungen für Länder mit Schwerpunkten struktureller 
Arbeitslosigkeit vorgesehen. Hierbei wurde im besonderen 
an die kommunalen Sonderbedürfnisse von Watenstedt-Salz- 
gitter gedacht. Der Bundesminister der Finanzen hat daneben 
für den Fall, daß der Bundesrat dem § 9 des Gesetzent- 
wurfs nicht zustimmen zu können glaubt, vorgeschlagen, 
eine Sonderzuweisung für Watenstedt-Salzgitter in Höhe von 
etwa 20 Millionen DM in dem Gesetzentwurf vorzusehen. 
Das Ergebnis der Beratungen im Bundesrat bleibt abzuwarten. 

zu 4): Wie der ßundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 
mitgeteilt hat, hat er die Vorbereitung und Planung für 
die Errichtung eines Postgebäudes für den Postverkehr und 
das Fernmeldewesen in dem Gebiet Watenstedt-Salzgitter 
getroffen. 

zu 5): Anfang August wurde die Landesregierung Niedersachsen 
aufgefordert, in Watenstedt-Salzgitter ein Verwaltungsge- 
bäude für die Justiz-, Arbeits- und Wirtschaftsverwaltung 
sowie für eine Allgemeine Ortskrankenkasse zu erstellen 
und die entsprechenden Verhandlungen mit den zuständigen 
Länderressorts und der Stadt Watenstedt-Salzgitter zu ver- 
anlassen. 

Die Landesregierung Niedersachsen hat trotz Mahnung auf 
diese Aufforderung bisher nicht geantwortet. Auch eine 
neuerliche Erinnerung Anfang September hatte bisher kein 
Ergebnis. 

zu 6 und 7): Zum Bevollmächtigten der Bundesregierung im Sinne des 
vorgenannten Beschlusses wurde der Oberregierungsrat Krämer 
vom Bundesministerium der Finanzen ernannt. Er wurde be- 
auftragt, alle 2 Monate dem Ausschuß für Wirtschaftspolitik 
über sein Arbeitsergebnis Bericht zu erstatten. 


Dr. Adenauer 



